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Japan ist die drittgrößte Volkswirt-
schaft der Welt, doch als Handelspart-
ner Deutschlands spielt die Inselgrup-
pe nur eine untergeordnete Rolle. Das 
liegt einerseits an der großen Entfer-
nung, andererseits aber auch daran, 
dass der japanische Markt sehr bin-
nenorientiert ist. Das macht es für 
deutsche Exporteure schwer. Daher 
rangierte das Land 2010 nur auf Platz 
17 der deutschen Exportziele: 

Japan. Die schweren Zerstörungen und die Probleme rund um das Kernkraftwerk 
in Fukushima werden auch auf Deutschland zurückwirken. Zwar sind die Han-
delsverflechtungen mit Nippon nicht sehr groß, doch das Land hat als Lieferant 
einiger Vorprodukte eine hohe Bedeutung für deutsche Unternehmen.

Lediglich 1,4 Prozent der Waren­
ausfuhren – das entsprach einem Volu­
men von rund 13 Milliarden Euro – 
verließen Deutschland gen Japan. 

Zum Vergleich: Nach Frankreich 
– dem ersten der Rangliste – expor-
tierten deutsche Unternehmen im 
vergangenen Jahr Waren im Wert von 
rund 91 Milliarden Euro, in die USA 
gingen Produkte im Wert von rund 66 
Milliarden Euro und der China-Ex-

port belief sich auf rund 54 Milliar-
den Euro.

Ähnlich sieht es bei den Einfuhren 
aus: Die Importe aus Japan machten 
2010 lediglich 2,7 Prozent aller Ein-
fuhren nach Deutschland aus und 
summierten sich auf 22 Milliarden 
Euro – Platz 14 unter den Ursprungs-
ländern. Vorn standen China (76 
Milliarden Euro), die Niederlande 
(68 Milliarden Euro) und Frankreich 
(62 Milliarden Euro). 

Dennoch könnten einige deutsche 
Unternehmen von möglichen län-
geren Produktionsstilllegungen im 
Fernen Osten hart getroffen werden. 
Denn Japan ist ein wichtiger Liefe-
rant elektronischer Bauelemente, die 
für viele Produkte der Elektroindus-
trie oder des Maschinenbaus ge-
braucht werden (Grafik). Da sich für 
manche Bauteile nicht von heute auf 
morgen ein anderer Lieferant finden 
lassen dürfte, können so Engpässe 
auftreten und Produktionsketten un-
terbrochen werden. Bereits betroffen 
sind die deutschen Autobauer – die 
nun Kurzarbeit erwägen, weil die 
Lieferungen aus Nippon ausbleiben.©
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Quelle: Statistisches Bundesamt

Importe aus Japan: Vor allem Technik
Die zehn größten Warengruppen in Millionen Euro, 2010

Büromaschinen, Faxgeräte
1.565,4Sonstige Waren

Elektronische Bauelemente
Optische und fotografische Instrumente und Geräte
Mess-, Kontroll-, und Navigationsinstrumente
Kraftwagen und Kraftwagenmotoren
Maschinen für sonstige Wirtschaftszweige
Sonstige elektronische Ausrüstungen und Geräte
Geräte der Unterhaltungselektronik
Sonstige Pumpen und Kompressoren

1.555,3
1.281,7

1.159,8
1.114,2

726,6
675,9

976,0
818,4

2.316,9
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Steigende Rechnung

Jeder merkt es zurzeit an den 
Tankstellen: Der Ölpreis steigt wie-
der einmal deutlich. Besonders viel 
kostet gerade die in Europa geför-
derte und verarbeitete Sorte Brent. 
Hierfür werden schon wieder Preise 
von fast 120 Dollar je Barrel (159 
Liter) bezahlt – so viel wie seit drei 
Jahren nicht mehr. 

Der Grund für die jüngsten Preis-
steigerungen sind die Entwicklun
gen in Libyen: Durch den Krieg  
gegen Gaddafi fallen Teile der Pro-
duktion in dem nordafrikanischen 
Krisenstaat aus. Das Land liefert 
normalerweise auch Öl an Deutsch-

Erdöl. Auch wenn der Verbrauch in 
Deutschland seit einigen Jahren zu-
rückgeht, wird die Ölrechnung immer 
höher. Allein für Rohöl wurden im 
vergangenen Jahr über 41 Milliar-  
den Euro ausgegeben. Das meiste 
davon ging an Russland und Groß-
britannien. 

land – doch es ist kein unersetz-
licher Partner (Grafik). 

Nur knapp 8 Prozent der deutschen 
Ölimporte stammen aus Libyen, das 
damit aber 2010 immerhin rund 3,2 
Milliarden Euro verdiente.

Mit 3 Prozent aus Syrien, 1,6 
Prozent aus dem Iran und 0,8 Pro-
zent aus Saudi-Arabien tragen 
noch eine Reihe anderer Staaten 
des Nahen Ostens zur Deckung des 
deutschen Ölbedarfs bei. Die Bun-
desrepublik wäre von Produktions-
stopps in diesen Ländern aber vor 
allem indirekt betroffen: Sollte bei-
spielsweise Saudi-Arabien als welt-
größter Ölförderer für eine Zeit 
ausfallen, hätte das für den inter-
nationalen Markt und damit auch 
für die deutsche Wirtschaft gravie-
rende Folgen.

Wie lange allerdings die Un-     
ruhen im arabischen Raum noch   
dauern und welche Auswirkungen     
das für die globale Versorgung mit   

dem schwarzen Gold hat, weiß   
niemand.

Beruhigend ist, dass die wich-
tigsten Länder für die deutschen 
Ölimporte stabile Staaten sind: 
Rund 60 Prozent ihres Öls bezieht 
die Bundesrepublik aus Russland, 
England und Norwegen. 

Zudem zeigt der Ölpreis schon 
länger nach oben. Einer der Haupt-
gründe ist die weltweit gestiegene 
Nachfrage, insbesondere im kon-
stant wachsenden China. 

In Deutschland ist der Ölver-
brauch in den vergangenen Jahren 
dagegen gesunken. Immer weniger 
Heizungen laufen mit Öl, Autos 
verbrauchen weniger Sprit. Aller-
dings ist der deutliche Rückgang 
des Energieverbrauchs im Jahr 2009 
der Wirtschaftskrise geschuldet – 
und wurde 2010 praktisch sofort 
wieder ausgeglichen.

Denn im aktuellen Aufschwung 
steigt die Nachfrage wieder und 
damit klettern auch die Preise er-
neut nach oben. Für Deutschland 
ist das richtig teuer. So wurde 2010 
Rohöl im Wert von 41,6 Milliarden 
Euro eingeführt. Hinzu kommt noch 
der Import von Mineralölproduk
ten wie Benzin und Diesel. 

Würde das Preisniveau von 2008 
wieder erreicht – damals kostete ein 
Fass Rohöl zwischenzeitlich fast 150 
Dollar – wäre die deutsche Ölrech-
nung mit 58,8 Milliarden Euro noch 
deutlich höher. Zum Vergleich: Im 
Jahr 2002 zahlte Deutschland für 
Rohöl gerade einmal 20 Milliarden 
Euro, 1998 nur 9,5 Milliarden Euro 
– und das, obwohl damals 12 bezie-
hungsweise 17 Prozent mehr Rohöl 
eingeführt wurden als 2010.©
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Ursprungsdaten: Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle

Deutsche Ölimporte: Wenige große Lieferanten
Anteil am deutschen Import 2010 in Prozent
(Importwert in Milliarden Euro)

Syrien
Dänemark
Iran
Venezuela
Ägypten
Algerien
Brasilien
Saudi-Arabien
Sonstige

2,9
2,1
1,6
1,3
1,1
1,1
0,8
0,8
3,7

(1,2)

Russland 36,3 (15,1)Vereinigtes
Königreich

14,0 (5,8)

Norwegen 9,5 (3,9)

Kasachstan 8,7 (3,6)

Libyen 7,8 (3,2)

Nigeria 4,2 (1,8)
Aserbaidschan 4,0 (1,7) (0,9)

(0,7)
(0,5)
(0,5)
(0,5)
(0,3)
(0,3)
(1,5)

Jährlicher Ölverbrauch
Deutschlands:

880 Millionen Barrel
(2009)

insgesamt
100 (41,6)
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Steigflug
mit Risiken
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Quellen: Angaben der Flughäfen,
ADV – der Flughafenverband, IW-Recherchen

Wem die Flughäfen gehören
in Prozent

Passagiere an den zehn größten deutschen
Flughafenstandorten 2010 in Millionen

Bund

Veränderung gegenüber
2009 in Prozent

Land/Kommune/Kreis Private Investoren

Frankfurt/Main

4,1

53,01

München

6,2

34,72

Berlin

6,4

22,32

Düsseldorf

6,7

18,99

Hamburg

6,0

12,96

Köln-Bonn

1,1

9,85

Stuttgart

3,2

9,22

Nürnberg

2,6

4,07

Hannover

1,8

5,06

Hahn

-7,9

3,49

51,649,4
74

26

74

26
5050 5149

69

31
100 100

85,1

14,9

67,7

32,3

Mit der jüngsten Entwicklung des 
Flugverkehrs sind Airports und Air-
lines recht zufrieden. Im Jahr 2010 
starteten und landeten auf den 23 
deutschen Verkehrsflughäfen 191 
Millionen Passagiere – 5 Prozent 
mehr als im Jahr zuvor.

Die Geschäfte der Branche hätten 
sogar noch besser sein können, wä-
ren nicht im April durch den Vulkan
ausbruch auf Island viele Flüge aus-
gefallen. Und auch im Dezember 
blieben bei Eis und Schnee viele 
Maschinen am Boden.

Besonders rasant startete im ver-
gangenen Jahr der Flughafen Düs-
seldorf durch, wo knapp 7 Prozent 
mehr Passagiere abhoben als 2009. 
Dies trieb die Gesamtzahl der Flug-
gäste auf einen neuen Rekordstand 
von fast 19 Millionen. Die beiden 
Hauptstadt-Flughäfen Tegel und 
Schönefeld übertrafen mit einem 
Plus von gut 6 Prozent ebenfalls das 
Vorkrisenniveau.

Die kleineren Flughäfen, die in 
den vergangenen Jahren stark vom 
Billigflugverkehr profitierten, hatten 
hingegen Schwierigkeiten, zu neuen 
Höhenflügen anzusetzen. 

Der Low-Cost-Standort Hahn in 
Rheinland-Pfalz stürzte 2010 sogar 
regelrecht ab – die Passagierzahlen 
gingen um 8 Prozent zurück. 

Verantwortlich dafür war die Ent-
scheidung von Ryanair, verschiedene 
Ziele aus dem Flugplan zu streichen.

Flughäfen. Der Luftverkehr hat sich 
überraschend schnell vom Einbruch 
durch die Wirtschaftskrise erholt. Den 
neuerlichen Aufstieg bremsen könnte 
in diesem Jahr allerdings die Luftver-
kehrssteuer.

Profitiert von der insgesamt jedoch 
erfreulichen Entwicklung haben nicht 
zuletzt Länder und Kommunen, die 
meist Mehrheitseigner der boo-
menden Flughäfen sind (Grafik). In 
vielen Fällen bleiben die staatlichen 
Eigner sogar ganz unter sich: Fünf 
der zehn größten deutschen Airports, 
auf die 2010 gut 90 Prozent des Ge-
samtverkehrs entfielen, haben keine 
privaten Gesellschafter. 

Und wenn private Investoren mit 
im Boot sind, haben sie keine Mehr-
heit. Der größte deutsche Flughafen 
beispielsweise – der Frankfurter 
Airport – wird durch die Fraport 
AG betrieben. An dieser Aktienge-
sellschaft sind die Stadt Frankfurt 
und das Land Hessen zusammen zu 
etwas mehr als 50 Prozent beteiligt. 

Der Bund verdient ebenfalls am 
Flugreiseverkehr. Ihm gehören Teile 
der Flughäfen in Berlin, Köln-Bonn 
und München. 

Weil jeder Start und jede Lan-
dung vor allem auch den Ländern 

und Kommunen Geld bringt, sehen 
diese die Anfang des Jahres einge-
führte Luftverkehrssteuer skep-
tisch. Die nach Entfernung gestaf-
felte Abgabe von 8 bis 45 Euro je 
Passagier und Flug soll dem Bund 
jährlich 1 Milliarde Euro in die 
Kassen spülen.

Die Länder partizipieren daran 
aber so gut wie gar nicht. Im Ge-
genteil: Sie befürchten, dass viele 
Fluggäste auf  das Auto oder die 
Bahn umsteigen oder in Amster-
dam oder Zürich losfliegen, was  
den hiesigen Airport-Eignern we-
niger Start- und Landegebühren 
bringt. Der Kölner Flughafen z.B. 
erwartet deshalb für 2011 rund 
400.000 Passagiere weniger.

Die Folgen des Erdbebens in Ja-
pan sind ebenfalls eine Unbekann-
te. Nach bisherigen Erfahrungen 
aber normalisiert sich der Luftver-
kehr – zumindest nach Naturkata-
strophen – schneller als zunächst 
gedacht. 
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Energetische Sanierung. Knapp 1 Prozent der Wohngebäude in Deutschland 
wird jährlich saniert – zu wenig, um den CO2-Ausstoß deutlich zu senken. 
Damit die Bundesregierung ihre Energiesparziele erreicht, wäre eine Verdop-
pelung der Quote auf 2 Prozent erforderlich. Doch vor allem für Vermieter 
rechnen sich energetische Maßnahmen häufig nicht.*)

Für Vermieter oft ein Verlustgeschäft
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Wohngebäudesanierer-Befragung 2010: Befragung von 5.546 privaten Haushalten und 251 Unternehmen, die zwischen 2006 und 2009 mithilfe eines Förderprogramms
der KfW Bankengruppe eine oder mehrere energetische Gebäudesanierungen vorgenommen haben; Quelle: KfW Bankengruppe/IW Köln

Gebäudesanierung: Oft bleibt die Miete gleich
Bei so viel Prozent der Gebäude, die energetisch saniert wurden, ist die Miete anschließend ...

gesunken gleich
geblieben

um 0 –10
Prozent

gestiegen

um 10 –20
Prozent

gestiegen

um 20 –30
Prozent

gestiegen

um 30 –40
Prozent

gestiegen

um 40 –60
Prozent

gestiegen

3 336 11 1116 6 5 5 4

um 60 –80
Prozent

gestiegen

um 80 –100
Prozent

gestiegen

um mehr als
100 Prozent
gestiegen

Die Bundesregierung will den Pri-
märenergiebedarf für die 18 Millio-
nen Wohngebäude in Deutschland 
bis 2050 um 80 Prozent verringern. 
Um dieses Klimaziel zu erreichen, 
müssten rein rechnerisch jährlich 
360.000 Gebäude energetisch auf 
Vordermann gebracht werden – zum 
Beispiel durch den Einbau neuer 
Fenster und Haustüren, moderner 
Heizanlagen, mittels Solardächern 
oder einer Wärmedämmung.

Während Eigentümer, die ihre Im-
mobilie selbst nutzen, über kurz oder 
lang immer von Sanierungen profi-
tieren, die zu Energieeinsparungen 
führen – spätestens die Erben haben 
etwas davon –, stecken Vermieter in 
einer kniffligeren Situation: Sie ha-
ben bei einer Investition in ein ver-
mietetes Objekt nur dann einen fi-
nanziellen Vorteil, wenn sie auch 
eine entsprechende Mieterhöhung 
durchsetzen können. Wie häufig dies 
tatsächlich vorkommt und welche 

Renditen Vermieter im Rahmen von 
Sanierungen erzielen können, zeigt 
eine Auswertung des Instituts der 
deutschen Wirtschaft Köln (IW), das 
1.300 sanierte Mietwohnungen unter 
die Lupe genommen hat (Grafik):

In etwas mehr als einem Drittel der 
Immobilien, die energetisch saniert 
wurden, ließen die Eigentümer die 
Miete anschließend unverändert; bei 
3 Prozent der Gebäude senkten sie die 
Miete sogar.

Die Miete aller anderen Woh-
nungen – also 61 Prozent – wurde im 
Zuge einer energiesparenden Bau
maßnahme angehoben; zum Teil 
sogar stärker, als es die mietrecht-
liche Kappungsgrenze erlaubt: Bei 
34 Prozent der sanierten Gebäude 
steigerten die Vermieter die Kaltmie-
te anschließend um mehr als 20 Pro-
zent. Dies geht allerdings nur, wenn 
Mieter wechseln oder die Miete nicht 
auf Basis der ortsüblichen Vergleichs
miete angehoben wird – für die die 

Kappungsgrenze gilt –, sondern über 
die sogenannte Modernisierungs-
umlage.

Obwohl die Mehrheit der Vermie-
ter nach einer Sanierung die Miete 
anhebt, beschert ihnen dies nicht 
automatisch satte Gewinne. Die Sa-
nierungsrendite, die sich aus den 
Mehreinnahmen durch die Anhe-
bung der Miete im Verhältnis zur 
getätigten Investition berechnet, ist 
in den meisten Fällen sogar ziemlich 
niedrig (Grafik Seite 5):

Bei 86 Prozent der sanierten Ob­
jekte belief sich die dadurch erzielte 
Rendite auf weniger als 5 Prozent.

Auf Renditen, die über 11 Prozent 
liegen und die laut Mieterhöhungs-
recht unzulässig sind, kamen nur       
2 Prozent der Vermieter.

Aus diesen Befunden lassen sich 
zwei wesentliche Erkenntnisse ab-
leiten:
1.	Jede Immobilie und jede Sanie-
rung ist eine höchst individuelle An-
gelegenheit. Selbst Gebäude, die 
gleich alt und in gleicher Weise ge-
baut sind, werden niemals den glei-
chen energetischen Zustand aufwei-
*) Vgl. Ralph Henger, Michael Voigtländer: Einflussfakto-
ren auf die Rentabilität energetischer Sanierungen bei Miet-
objekten, in: IW-Trends 1/2011
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Der Energieausweis
Seit dem Jahr 2002 ist er für vermietete 
Neubauten Pflicht, seit 2007 auch für 
vermietete Bestandsgebäude: der Ener-
gieausweis. Er gibt an, wie viel Energie 
eine Wohn- oder Gewerbeimmobilie ver-
braucht. Grundsätzlich hat jeder Mieter, 
Käufer oder Pächter das Recht, sich ei-
nen Energieausweis vorlegen zu lassen. 
Rund 20 Prozent des Gebäudebestands 
hierzulande werden vermietet und sind 
demzufolge ausweispflichtig. Tatsächlich 
aber gibt es laut Angaben des Darmstäd-
ter Instituts Wohnen und Umwelt erst 
für maximal die Hälfte dieser Immobilien 
einen Energieausweis. Ursache hierfür 
dürfte sein, dass der Ausweis für Laien 
schlicht unverständlich ist. Außerdem 
fehlen einheitliche Berechnungsgrund-
lagen und es sind gleich zwei Varianten 
im Umlauf: der Bedarfsausweis und der 
Verbrauchsausweis.
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Rendite: Quotient der zusätzlichen Mieteinnahmen des ersten Jahres und der Investitionssumme;
Gebäudesanierer-Befragung 2010: Befragung von 5.546 privaten Haushalten und 251 Unternehmen,
die zwischen 2006 und 2009 mithilfe eines Förderprogramms der KfW Bankengruppe eine oder mehrere
energetische Gebäudesanierungen vorgenommen haben; Quelle: KfW Bankengruppe/IW Köln

Gebäudesanierung:
Mehr als 5 Prozent Rendite sind meist nicht drin
Bei so viel Prozent der Gebäude, die energetisch saniert wurden,
betrug die dadurch erzielte Rendite anschließend ...

negative
Rendite

0
Prozent

0 –5
Prozent

5 –11
Prozent

11–20
Prozent

mehr als
20 Prozent

3 36 47 12 2 0,4

sen – allein schon deshalb, weil sie 
im Laufe der Zeit unterschiedlich 
genutzt und instand gehalten wur-
den. Das führt dazu, dass einerseits 
sowohl die Sanierungskosten als 
auch die Einsparpotenziale stark 
variieren, andererseits aber auch die 
notwendigen Mietanhebungen und 
die Renditen breit streuen.
2.	Viele Wohnungseigentümer haben 
bei einer Sanierung ein Umlagepro-
blem: Oftmals sind die Sanierungs-
kosten so hoch, dass Vermieter trotz 
einer starken Mieterhöhung – teils 
um 50 Prozent und mehr – keine an
gemessene Rendite erzielen können.

Daneben gibt es jedoch noch eine 
ganze Reihe weiterer Faktoren, die 
bei Sanierungsvorhaben von Miet-
objekten eine Rolle spielen. Ein 
Überblick:

•	 Je größer der Sanierungsumfang, 
desto schwieriger wird es, die Inves
tition auf die Miete umzulegen.

•	 Je geringer die Ausgangsmiete, 
umso höher können die Mietanhe-
bung und die daraus resultierende 
Rendite ausfallen. Liegt zudem die 
Ursprungsmiete unter der örtlichen 
Durchschnittsmiete, lässt dies eben-
falls eine höhere Steigerung zu, was 
die Wirtschaftlichkeit einer Sanie-
rung weiter verbessert.

•	 Je besser die Lage einer Immobi-
lie, desto größer kann auch der Spiel-
raum für Mieterhöhungen sein. Um-
gekehrt gilt dies allerdings auch: 
Eine hohe Leerstandsquote im Vier-
tel oder der Region sowie eine hohe 
Mieterfluktuation machen es trotz 
umfangreicher Sanierungen schwer, 
die Miete heraufzusetzen.

•	 Je älter das Sanierungsobjekt, de-
sto besser: Besonders bei Gebäuden, 

die 25 Jahre oder älter sind, lassen 
sich im Rahmen einer Sanierung die 
Mieten stärker anheben und höhere 
Renditen erzielen. Zudem bietet es 
sich an, energetische Maßnahmen 
mit anderen geplanten und fälligen 
Sanierungen – wie etwa einem Fas-
sadenanstrich oder Umbauten – zu 
kombinieren. 

Keinerlei Rolle für die Rechnung, 
ob sich eine Sanierung lohnt, spielt 
hingegen der Gebäudetyp: Egal, ob 
Einfamilienhaus oder Appartement-
block – der Spielraum für Mietan-
hebungen nach einer energetischen 
Sanierung sowie die daraus resultie-
rende Rendite sind unabhängig von 
der Größe des Objekts.

Ein Sanierungshemmnis sind der-
zeit die vielen verschiedenen Förder-
instrumente, die von Kommune zu 
Kommune variieren. Das ist aber gar 
nicht sinnvoll, wie die IW-Untersu-
chung zeigt: Zwar beeinflusst die 
Lage auf den Immobilienmärkten 
die Mieterhöhungsspielräume für 
Vermieter, doch regionale Unter-
schiede – etwa zwischen West- und 
Ostdeutschland oder städtischen 
und suburbanen Räumen –  konnten 
nicht festgestellt werden.

Wenn die Bundesregierung also 
die Sanierungsquote deutlich anhe-
ben will, sollte sie Darlehen und 

Zuschüsse nicht nur in ausrei-
chendem Maße gewähren, sondern 
auch auf nationaler Ebene bündeln. 
Zudem sollte auch der Energieaus-
weis weiterentwickelt werden: Er 
informiert über den Energiever-
brauch eines Gebäudes und soll den 
Mietern eine fundierte Grundlage 
geben, um die Höhe der tatsäch-
lichen Nebenkosten abschätzen zu 
können.
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Unternehmerinnen-   
und Managerinnentag 
NRW
Alljährlich treffen sich rund 600 
Chefinnen auf dem Unternehmerinnen-
tag NRW – in diesem Jahr wird die 
Veranstaltung erstmals um den Ma-
nagerinnentag erweitert. Für beide 
Gruppen von Führungsfrauen bieten 
die Veranstalterinnen am 9. April 2011 
im Wissenschaftspark Gelsenkirchen 
Seminare, Foren zum Erfahrungsaus-
tausch, Vorträge, Beratungsgespräche, 
eine Kooperationsbörse sowie Info-
stände von Firmen, Institutionen und 
Verbänden. 

Themen der Veranstaltungen sind 
unter anderem Führungsstil, Karri-
erewege und Umgang mit Macht 
sowie Erfahrungsaustausch-Runden 
zu Durchsetzungsstrategien und zu 
Lösungen bei Konflikten in männlich 
geprägten Führungskulturen. Auf dem 
Programm stehen zudem Seminare zur 
Unternehmensgründung und -führung, 
zum Onlinemarketing oder zu Koope-
rationsstrategien.

Viel Raum gibt es auch für den Aus-
tausch: Auf Podiumsdiskussionen wie 
„Unternehmerinnen und Manage-
rinnen im Dialog – was bringt uns vo-
ran?“ sollen die Teilnehmerinnen unter 
anderem schildern, welche Unter-
stützung sie auf dem Weg nach oben 
erfahren haben, welche Bündnisse sie 
für den Aufstieg geschmiedet haben 
und wie Frauen besser in Führungspo-
sitionen gelangen können. 

Gegenseitige Unterstützung ist auch 
das Ziel der „Individuellen Begeg-
nungen“ – hierbei lernen sich Unter-
nehmerinnen und angestellte Mana-
gerinnen kennen mit dem Ziel, sich für 
einen weiteren Erfahrungsaustausch 
zu verabreden und einander auf dem 
Berufsweg eine Zeit lang zu begleiten. 

Anmeldung und Programm unter    
www.chefin-online.de

Vor rund zehn Jahren hat die 
Bundesregierung ihren ersten Ar-
muts- und Reichtumsbericht vorge-
legt. Seither flammt die Diskussion 
um das Einkommensgefälle in 
Deutschland immer wieder auf. Al-
lerdings gilt es, bei der Messung der 
Einkommensungleichheit genau hin-
zusehen, um die richtigen Schluss-
folgerungen ziehen zu können.

Üblicherweise verwenden Wirt-
schaftsforscher für einen Einkom-
mensvergleich die sogenannten 
Äquivalenzeinkommen (Kasten Sei-
te 7). Diese gewichteten Pro-Kopf-
Einkommen sind in Deutschland 
heute ungleicher verteilt als etwa 
noch Ende der 1990er Jahre, was sich 
an der Entwicklung des Gini-Koef-
fizienten ablesen lässt (Kasten und 
Grafik Seite 7):

Die Ungleichheit der Bruttoein­
kommen ist von 1998 bis 2008 um 13 
Prozent gestiegen, die der Nettoein­
kommen – also der Bruttoverdienste 
abzüglich Steuern und Sozialabgaben 
– sogar um 15 Prozent.

Allerdings haben sich die Ein-
kommen seit 2005 nicht weiter aus-
einanderbewegt – offenbar wurde 
der vorherige Trend zu mehr Un-
gleichheit gebrochen, seit die Ar-
beitslosenzahl von ihrem Rekord-
niveau des Frühjahrs 2005 ausge-
hend deutlich gesunken ist. Von ei-

Gleich und gleich gesellt
sich öfter
Einkommensverteilung. Die Pro-Kopf-Einkommen in Deutschland sind 
heute deutlich ungleicher verteilt als Ende der 1990er Jahre. Tatsächlich sind 
in den vergangenen Jahren aber weniger die individuellen Einkommen aus-
einandergedriftet. Vielmehr ist der Einkommensausgleich in den Haushalten 
nicht mehr so stark, weil zunehmend Partner mit ähnlichen Einkommen 
zusammenleben.*)

ner immer größeren Kluft zwischen 
Arm und Reich kann also gerade in 
jüngerer Zeit nicht die Rede sein.

Doch auch die längerfristige Ent-
wicklung ist kein Beleg für ein dra-
matisch zunehmendes Gefälle der 
individuellen Einkommen. Dies 
zeigt sich, wenn man die Entwick-
lung der Einkommensverteilung von 
Paar-Haushalten näher betrachtet, 
wiederum abgebildet durch den Gi-
ni-Koeffizienten (Grafik Seite 7):

Von 1998 bis 2008 hat zwar die 
Ungleichheit der von Paaren insge­
samt erzielten Einkommen um 18 
Prozent zugenommen – die Einkünf­
te der einzelnen in Paar-Haushalten 
lebenden Personen waren zuletzt je­
doch nur um 6 Prozent ungleicher 
verteilt als Ende der 1990er-Jahre.

Das heißt nichts anderes, als dass 
vor allem der innerhalb der Paar-
Haushalte erzielte finanzielle Aus-
gleich schwächer geworden ist – die 
Ungleichheit der addierten Einkom-
men war 1998 um 34 Prozent kleiner 
als diejenige der Individualeinkom-
men, zehn Jahre später betrug der 
Unterschied nur noch 27 Prozent.

Tatsächlich ist die Konstellation 
seltener geworden, in der ein gut 
verdienender Partner das geringe 
oder fehlende Einkommen des An-

*) Vgl. Christoph Schröder: Einkommensungleichheit          
und Homogamie, in: IW-Trends 1/2011

+ Termin +++ Termin +++
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Gini-Koeffizient
Der Gini-Koeffizient ist ein statistisches Konzentrationsmaß. Angewendet auf Einkommensdaten
gibt er an, wie gleich oder ungleich Einkommen über eine Personengruppe verteilt sind. Beziehen
alle Personen das gleiche Einkommen, nimmt der Koeffizient den Wert null an. Konzentriert sich
das gesamte Einkommen der Gruppe auf eine Person und alle anderen gehen leer aus, hat der
Gini-Koeffizient den Wert eins.

Bruttoäquivalenzeinkommen: Mit dem jeweiligen Bedarf der Haushaltsmitglieder gewichtetes Pro-Kopf-Jahreseinkommen
einschließlich Transferzahlungen wie Arbeitslosengeld oder Rente sowie dem Mietwert der selbst-
genutzten eigenen Wohnung; Nettoäquivalenzeinkommen: Bruttoäquivalenzeinkommen abzüglich
Steuern und Sozialabgaben; Ursprungsdaten: Sozio-oekonomisches Panel

Einkommen: Ungleicher verteilt
Gini-Koeffizient der Haushaltseinkommen in Deutschland

Bruttoäquivalenzeinkommen

Nettoäquivalenzeinkommen

Einkommen: Persönlich zuzuordnendes Jahreseinkommen aus Erwerbstätigkeit, privaten
Transfers und individuellen staatlichen Transfers wie Rente oder Arbeitslosengeld I
Ursprungsdaten: Sozio-oekonomisches Panel

Einkommen von Paaren:
Haushaltsausgleich wird schwächer
Wenn man die Einkommen der in Paar-Haushalten lebenden Personen einzeln betrachtet,
sind diese wesentlich ungleicher verteilt, als wenn man die von jedem Paar insgesamt erzielten
Einkommen heranzieht. Dieser Unterschied in der Einkommensverteilung ist jedoch in den
vergangenen Jahren kleiner geworden. Gini-Koeffizient der ...

... Einkommen der einzelnen Personen

... Summe der Einkommen des Paares

1991 92 93 94 95 96 97 98 99 2000 01 02 03 04 05 06 07 08

0,250

0,275

0,300

0,325

1991 92 93 94 95 96 97 98 99 2000 01 02 03 04 05 06 07 08

0,300

0,250

0,350

0,400

0,450

0,500

0,301

0,341

0,262

0,292

0,473
0,494

0,301

0,361

deren ausgleicht. Stattdessen gesellt 
sich jetzt häufiger Arm zu Arm und 
Reich zu Reich:

Lag 1998 nur bei 5,5 Prozent aller 
Paare der Verdienst beider Partner 
im unteren Drittel aller Einkommen, 
waren es 2008 bereits 8 Prozent.

Zugleich stieg der Anteil der 
Paare, in denen beide Partner zum 
oberen Einkommensdrittel zählten, 
von 9,9 auf 10,4 Prozent.

Ein wesentlicher Grund für die-
se „extremeren“ Einkommensver-
hältnisse ist, dass sich das Erwerbs-
verhalten verändert hat. Waren 
1998 bei knapp 14 Prozent der 
Paare beide erwerbslos oder einer 
höchstens teilzeitbeschäftigt, stieg 
dieser Anteil bis 2008 auf  16 Pro-
zent. Am anderen Ende des Be-
schäftigungsspektrums erhöhte sich 
der Anteil von Paaren mit zwei Voll
zeit- oder einem Vollzeit- und einem 
Teilzeitverdiener von gut 53 auf fast 
57 Prozent.

Eine der eigentlichen Ursachen 
hierfür ist jedoch ein durchaus ge-
wünschter Trend – nämlich der im-
mer größere Anteil von Frauen, die 
sich nicht mehr von ihrem „Haus-
haltsvorstand“ mitversorgen lassen, 
sondern selbst ihr Geld verdienen.

Das Äquivalenzeinkommen ist ein Pro-Kopf-

Einkommen, das berücksichtigt, in welcher 

Art Haushalt die betreffende Person lebt. 

Dazu werden die einzelnen Einkommen 

der Haushaltsmitglieder zunächst addiert 

und dann gleichmäßig auf diese Personen 

verteilt. Die Berechnung unterstellt also, 

dass alle Haushaltsmitglieder den glei-

chen Wohlstand genießen – so muss ein 

Arbeitsloser nicht in Armut leben, wenn 

sein Partner oder eine andere Person im 

Haushalt gut verdient. Zudem berücksichtigt 

das Äquivalenzeinkommen die Ersparnis, 

die ein Mehrpersonen- gegenüber einem 

Single-Haushalt hat, weil beispielsweise 

jeder Haushalt nur eine Waschmaschine 

oder eine Küche benötigt. Damit macht 

dieses Einkommenskonzept die Einkünfte 

von Personen aus unterschiedlich großen 

Haushalten vergleichbar.

Äquivalenzeinkommen
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Zwei von drei werden übernommen

Ausbildungsabsolventen. Die Chan-
cen von Auszubildenden, gleich nach 
der Prüfung einen Job zu finden, sind 
ausgesprochen gut. Die meisten blei-
ben sogar in ihrem Ausbildungsbetrieb.
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Quelle: IAB-Betriebspanel

Gefragte Ausbildungsabsolventen
Von je 100 erfolgreichen Ausbildungsabsolventen wurden im Jahr 2008 so viele von ihrem
Ausbildungsbetrieb übernommen

Banken, Versicherungen

Investitions- und Gebrauchsgüter

Verkehr, Telekommunikation

Produktionsgüter

Öffentlicher Dienst

Unternehmensnahe Dienste

Handel und Reparatur

Baugewerbe

Gastgewerbe

Land- und Forstwirtschaft

Erziehung, Unterricht

Alle Branchen

87
84

80
78

70
61

60
59

48
34

17
61

Wie groß die Übernahmechancen 
sind, zeigen zwei Studien: 
1.	IAB-Betriebspanel. Danach blie-
ben im Jahr 2008 etwa 61 Prozent 
der Absolventen in ihrem Ausbil-
dungsbetrieb. Die Betriebe haben 
damit so viele Lehrlinge weiterbe-
schäftigt wie noch nie zuvor. Im Jahr 
2005 betrug die Übernahmequote 
erst 52 Prozent. 

Je aufwendiger die betriebliche 
Ausbildung ist, desto stärker sind die 
Unternehmen daran interessiert, ihre 
Absolventen zu halten. Dies zeigt sich 
beispielsweise daran, dass die Über-
nahmequote in den großen Betrieben 
mit 500 und mehr Beschäftigten bei 
70 Prozent und damit deutlich höher 
liegt als bei den kleinen Betrieben mit 
maximal neun Mitarbeitern. Diese 

übernehmen nur 47 Prozent ihrer 
erfolgreichen Prüflinge, investieren 
aber auch weniger:

Größere Unternehmen investieren 
in einen Auszubildenden durchschnitt­
lich gut 19.000 Euro, kleinere dage­
gen lediglich 13.200 Euro pro Jahr. 

Die Kosten der Ausbildung unter-
scheiden sich überdies stark nach 
Branchen. So stecken das Finanzge-
werbe sowie die Metall- und Elektro-
Industrie mehr in die Ausbildung als 
etwa die Gastronomie. Dementspre-
chend fallen auch die Übernahme-
quoten aus (Grafik):

•	 Die besten Übernahmeperspekti-
ven haben Azubis im Bank- und Ver-
sicherungsgewerbe, in den Investiti
ons- und Gebrauchsgüterbranchen 
sowie im Bereich Telekommunikation. 

•	 Dagegen verbleibt im Gastgewer-
be nicht einmal jeder zweite Absol-
vent im Ausbildungsbetrieb.
2.	IW-Qualifizierungsmonitor. Dem-
nach haben die Firmen im Jahr 2010 
zwei von drei Ausbildungsabsolventen 
übernommen. Zugleich sagen knapp 
vier von zehn Firmen, dass sie gerne 
mehr Azubis halten würden, die wirt-
schaftliche Lage dies aber nicht zu-
lässt. Knapp ein Drittel der Betriebe 
bildet zudem mehr Nachwuchskräfte 
aus, als benötigt werden, und kann 
von daher keine Weiterbeschäftigung 
garantieren. Umgekehrt schlägt jeder 
zehnte Absolvent die Übernahme aus: 
Um zu studieren oder in ein anderes 
Unternehmen zu wechseln.

Dieser Ausgabe liegt unsere Veröffentlichung
„Wirtschaft und Unterricht“ bei.


